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Unterrichtung 

durch die Deutsche Gruppe der Interparlamentarischen Union 


Deutsche Gruppe der 
Interparlamentarischen Union 


An die Mitglieder 

des Deutschen Bundestages 

Anstelle der ursprünglich in Santiago geplanten und wegen 
der politischen Ereignisse in Chile ausgefallenen Jahrestagung 
der Interparlamentarischen Union fand in der Zeit vom 22. bis 
26. Oktober 1973 eine erweiterte Ratstagung in Genf statt, an 
der die beiden Unterzeichneten als Vertreter der Deutschen 
Gruppe teilnahmen. Die von 156 Delegierten besuchte Tagung 
fand im kleinen Sitzungssaal des Völkerbundgebäudes statt. 

Nach einer feierlichen Eröffnungssitzung beschäftigte sich der 
Rat zunächst mit seinen Routineaufgaben. Er beschloß die Auf- 
nahme bzw. Wiederaufnahme der folgenden drei nationalen 
Gruppen: Argentinien, Kolumbien und Mexiko. Unmittelbar 
darauf wurde die Suspendierung der nationalen Gruppe von 
Ruanda und Chile beschlossen, da in diesen beiden Ländern 
die Parlamente aufgelöst worden sind. 

Im Anschluß an die übliche Aussprache über den Jahresbericht 
des Generalsekretärs entspann sich eine lange Diskussion über 
die Frage, ob der Generalsekretär oder ein sonstiges Mitglied 
der Interparlamentarischen Union als Beobachter an dem vom 
2. bis 9. November stattfindenden Weltfriedenskongreß der 
kommunistischen Parteien in Moskau teilnehmen solle oder 
nicht. Nach unentwegtem Drängen der Vertreter aller kommu- 
nistischen Gruppen wurde schließlich in einer von der bulga- 
rischen Gruppe geforderten namentlichen Abstimmung mit 
knapper Mehrheit bei unverhältnismäßig vielen Enthaltungen 
die Teilnahme der Union als Beobachter an diesem Kongreß 
beschlossen. 

Die zukünftigen Tagungen der Interparlamentarischen Union 
werden an folgenden Terminen stattfinden: 

die Frühjahrstagung 1974 vom 15. bis 20. April 1974 in Bu- 
karest 

die Jahrestagung 1974 vom 3. bis 11. Oktober 1974 in 

Tokio 

Druck: Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 57 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 


Drucksache 7/1240 

12 . 11 . 73 



Drucksache 7/1240 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


die Frühjahrstagung 1975 vom 31. März bis 5. April 1975 in 

Kolombo 

die Jahrestagung 1975 vom 4. bis 12. September 1975 in 

London. 

Für die Frühjahrstagung 1976 sind Oslo oder Sofia vorgesehen, 
die Jahrestagung 1976 wird voraussichtlich in Madrid stattfin- 
den. 

Der Rat hat ferner einen Nachfolger für den wegen der Auflö- 
sung des chilenischen Parlaments ausgeschiedenen Abgeord- 
neten Aguirre Doolan zu wählen. An seine Stelle trat auf Vor- 
schlag aller südamerikanischen Gruppen der mexikanische Se- 
nator Carrillo. 

Für die Nachfolge der beiden satzungsgemäß ausscheidenden 
Mitglieder des Exekutivkomitees, Sir John Hall (England) und 
De Niet (Niederlande), lagen die Bewerbungen folgender vier 
Abgeordneten vor: 

Collard (Australien) 

Montesquiou (Frankreich) 

Dua (Belgien) 

Andersen (Dänemark) 

Während der Australier Collard im ersten Wahlgang gewählt 
wurde, waren für die Wahl des zweiten Vertreters Dua (Bel- 
gien) drei weitere Wahlgänge erforderlich. 

Da nach den Statuten die Wahl des Ratspräsidenten durch den 
Rat auf einer Jahresversammlung erfolgen muß, entschloß man 
sich nach langer Aussprache den neu zu wählenden Präsidenten 
nur für ein Jahr zu benennen und die eigentliche Wahl erst in 
der nächsten Jahrestagung in Tokio durchzuführen. Da nur 
zwei Kandidaturen Vorlagen, genügte ein Wahlgang, in dem 
der Speaker des Lok Sabha, Dr. Dhillon, mit 55 : 48 Stimmen vor 
Sir John Hall für ein Jahr zum Präsidenten ad interim gewählt 
wurde. 

Die Frage der Wiederholung der Europäischen Parlamentari- 
schen Konferenz für die Zusammenarbeit und Abrüstung vom 
Januar dieses Jahres in Helsinki löste eine lange Aussprache 
aus. Zu diesem Problem hatte schon eine Reihe von nationalen 
Gruppen schriftlich Stellung genommen. Während die kommu- 
nistischen Gruppen sich vorbehaltlos für eine baldige Wieder- 
holung dieser Konferenz einsetzten, meldeten einige westliche 
Delegationen erhebliche Zweifel an diesem Plan und traten für 
ein vorsichtiges Taktieren ein. 

Nach einer langen Debatte wurde beschlossen, eine erneute 
Parlamentarierkonferenz nicht vor Abschluß der zweiten Phase 
der zur Zeit in Genf tagenden KSZE-Konferenz abzuhalten, was 
möglicherweise in der zweiten Hälfte des Jahres 1974 der Fall 
sein könnte. In der Zwischenzeit wurde der Generalsekretär 
beauftragt, die Verhandlungen der KSZE genau zu verfolgen 
und dem Exekutivkomitee bei dessen nächster Sitzung während 
der Frühjahrstagung in Bukarest zu berichten, damit der Rat 
daraufhin seine Entscheidung treffen könnte. 
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Als Tagungsort wurde auf Vorschlag der jugoslawischen Dele- 
gation Belgrad in Aussicht genommen. 

Der Rat befaßte sich dann mit den auf der Frühjahrstagung 
in Abidjan vorbereiteten Entschließungsentwürfen, zu denen 
zahlreiche Abänderungsentwürfe Vorlagen. In einem verein- 
fachten Verfahren, in dem jeweils nur die Berichterstatter bzw. 
die Ausschußvorsitzenden das Wort ergriffen und die Urheber 
der Abänderungsanträge ihre Anträge begründeten und gege- 
benenfalls ein Redner gegen die Anträge auftrat, wurden die 
Entschließungen, wenn nicht einstimmig, so doch mit großer 
Mehrheit bei ganz wenigen Enthaltungen angenommen. 

Einen breiten Raum nahmen bei den Dringlichkeitsanträgen 
die Aussprachen betr. die Entwicklung in Chile und die Lage 
im Nahen Osten ein. Aber auch in diesen Aussprachen wurden 
keine neuen Erkenntnisse außer den bereits bekannten Lösungs- 
vorschlägen vorgebracht. 

Die vom Rat angenommenen Entschließungen sind nachste- 
hend aufgeführt. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Georg Kliesing Dr. Berhard Bußmann 

(Ratsmitglied) (stellv. Ratsmitglied) 
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I. 

Förderung von Grundsätzen zur Regelung der internationalen Beziehungen insbesondere zwischen Staaten 

mit unterschiedlichen sozialen Systemen 

ENTSCHLIESSUNG 


Der Interparlamentarische Rat 

verleiht den Wünschen aller Völker nach der Her- 
stellung eines dauerhaften Friedens und Wohlstan- 
des in der Welt Ausdruck; 

begrüßt die deutlichen Tendenzen in Richtung auf 
eine Lockerung der Spannungen zwischen den ein- 
zelnen Staaten ungeachtet ihrer sozialen Systeme 
und auf eine Beilegung von Streitigkeiten auf fried- 
lichem Wege; 

bekräftigt, daß in der heutigen Welt mit unter- 
schiedlichen sozialpolitischen Systemen und Ent- 
wicklungsstufen die friedliche Koexistenz eine ob- 
jektive Notwendigkeit ist und daß die unterschied- 
lichen Systeme der Entwicklung der Zusammenarbeit 
und der gegenseitigen Verständigung im Interesse 
aller Völker nicht im Wege stehen sollten; 

nimmt zur Kenntnis, daß trotz des in den zwischen- 
staatlichen Beziehungen erzielten Fortschritts Un- 
gleichheit, Ausbeutung und Unterdrückung fortbe- 
stehen; 

ist davon überzeugt, daß ein dauerhafter Frieden 
durch eine raschere Emanzipation der unter Fremd- 
herrschaft stehenden Völker gefördert werden kann; 

betont, daß alle Staaten bei der Lösung der der- 
zeitigen Weltprobleme auf der Basis der Gleichbe- 
rechtigung mitarbeiten sollten; 

ist der Auffassung, daß das Wettrüsten, das Fort- 
bestehen kolonialistischer und rassistischer Regime 
und die immer größer werdende Lücke zwischen 
den Entwicklungsstufen der einzelnen Länder der 
Zusammenarbeit zwischen den Völkern und damit 
der Förderung von Grundsätzen für friedliche inter- 
nationale Beziehungen im Wege stehen; 

ist ferner der Auffassung, daß der friedlichen zwi- 
schenstaatlichen Zusammenarbeit und der Verringe- 
rung des Gefälles zwischen den wirtschaftlichen Ent- 
wicklungsstufen eine 10°/oige Kürzung der Militär- 
haushalte der ständigen Mitglieder des UN-Sicher- 
heitsrates und anderer Staaten mit bedeutenden 
Wirtschafts- und Militärhaushalten sowie die Ver- 
wendung eines Teils der so eingesparten Mittel für 
Hilfeleistungen an die Entwicklungsländer zugute 
käme; 

bestätigt erneut die weltweite Bedeutung und den 
Vorrang der in der UN-Charta verankerten Grund- 
sätze und Verpflichtungen; 

bestätigt ferner die Erklärung zu den Grundsätzen 
des Völkerrechts betreffend die freundschaftlichen 
Beziehungen und die zwischenstaatliche Zusammen- 
arbeit gemäß der UN-Charta, die das weltweite 
Rechtsbewußtsein in bezug auf die Grundrechte und 
die Pflichten der Staaten zuverlässig wiederspiegelt; 
1. bekräftigt die Gültigkeit der Grundsätze, nach 
denen 


a) die unveräußerlichen Rechte jedes Staates auf 
Freiheit, Unabhängigkeit und nationale Sou- 
veränität zu achten sind; 

b) jedes Volk seinen Wünschen gemäß sein 
Recht auf Selbstbestimmung verwirklicht; 

c) jedes Volk frei und in voller Unabhängigkeit 
sein soziales und politisches System wählt 
und den seiner Auffassung nach für seine 
Interessen am besten geeigneten Weg zur 
wirtschaftlichen und politischen Entwicklung 
verfolgt; 

d) jeder Staat ungeachtet seiner Größe oder sei- 
nes sozialen und politischen Systems die glei- 
chen Rechte besitzt; 

e) es die Pflicht jedes Staates ist, sich der ohne- 
hin mit der Charta der Vereinten Nationen 
unvereinbaren Androhung oder Anwendung 
von Gewalt zu enthalten, sowie seine Konflik- 
te auf friedlichem Wege zu regeln und nach 
besten Kräften seine völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen zu erfüllen; 

f) die Unverletzbarkeit der Grenzen von allen 
Staaten strikt eingehalten wird; 

g) die territoriale Integrität und die politische 
Unabhängigkeit der Staaten unverletzbar 
sind; 

h) alle Staaten darauf verzichten, auf welche 
Weise und unter welchem Vorwand auch im- 
mer, direkt oder indirekt in die inneren Ange- 
legenheiten eines anderen Staates einzugrei- 
fen oder sich einzumischen; 

i) alle Staaten ungeachtet ihrer unterschied- 
lichen politischen, wirtschaftlichen und sozia- 
len Systeme die Pflicht haben, miteinander zu- 
sammenzuarbeiten; 

j) alle interessierten Staaten auf gleichberech- 
tigter Basis Zugang zu Verhandlungen über 
die Herstellung gegenseitiger Beziehungen 
haben; 

k) die ständige Souveränität jedes Staates über 
seine natürlichen Hilfsquellen gewahrt und 
geschützt bleibt und die Bemühungen um eine 
Koordinierung der multinationalen Gesell- 
schaften und des ausländischen Kapitals im 
allgemeinen mit den Bedürfnissen der natio- 
nalen Entwicklungspolitik im Geiste einer in- 
ternationalen wirtschaftlichen Zusammenar- 
beit zum gegenseitigen Nutzen und nach den 
völkerrechtlichen Grundsätzen unterstützt 
werden; 

l) jedes Volk das gleiche Recht hat, in den Ge- 
nuß der für die gesamte Menschheit wichti- 
gen Errungenschaften zu kommen - insbeson- 
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dere durch den freieren Austausch von Per- 
sonen, Gruppen und Gedanken, die dazu bei- 
tragen, den Frieden, das gegenseitige Ver- 
ständnis und die Freundschaft zwischen den 
Völkern zu festigen und seine nationale und 
kulturelle Integrität und seine echten kultu- 
rellen Werte zu schützen; 

m) es die Pfilcht aller Staaten ist die Fami- 
lie als natürliche und grundlegende Einheit 
der Gesellschaft zu schützen und folglich 
sicherzustellen, daß Mitglieder der gleichen 
Familien nicht gegen ihren Willen voneinan- 
der getrennt bleiben; 

2. fordert die Einstellung des Wettrüstens und die 
Kürzung der Streitkräfte insgesamt; 

3. empfiehlt die Einrichtung eines wirksamen und 
auf dem internationalen öffentlichen Recht be- 
ruhenden Systems, das zur friedlichen Beilegung 
von Streitfällen geeignet ist; 

4. unterstützt alle von den Staaten und Einzelper- 


sonen unternommenen Bemühungen im Bereich 
der Konflikt- und Friedensforschung; 

5. vertraut darauf, daß die Parlamentarier und die 
öffentliche Meinung der einzelnen Länder sich 
weiterhin bemühen werden, den weltweiten Frie- 
den und die internationale Sicherheit zu festigen; 

6. unterstützt die von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen angenommenen internatio- 
nalen Verträge über die Menschenrechte, insbe- 
sondere den über die Familienzusammenführung, 
und fordert alle Staaten auf, die genannten Ver- 
träge so bald wie möglich zu ratifizieren; 

7. befürwortet die Charta über die wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staaten, deren Entwurf 
von der UNCTAD III (Santiago 1972) gebilligt 
worden war, und die zur Zeit der Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen vorgelegt wird; 

8. appelliert an alle Parlamente und Regierungen, 
sich für die uneingeschränkte Verwirklichung der 
obengenannten Grundsätze der zwischenstaat- 
lichen Beziehungen einzusetzen. 


II. 

Das Problem des Friedens in Südostasien 


Der Interparlamentarische Rat 

bekennt sich erneut zu den Idealen und zu einem 
der Ziele der Interparlamentarischen Union, der 
Wahrung und Förderung von Frieden und Sicher- 
heit in der Welt; 

bekennt sich erneut zu diesem Ziel der Interpar- 
lamentarischen Union und ist davon überzeugt, daß 
alle Probleme durch friedliche Mittel und auf dem 
Verhandlungswege gelöst werden sollten; 

verweist auf das Interesse aller Länder an einer 
Beendigung des bewaffneten Konfliktes in Indo- 
china und an der Herstellung eines dauerhaften 
Friedens, der sich auf die Förderung von friedlichen 
Beziehungen in aller Welt positiv auswirken würde; 

ist davon überzeugt, daß die uneingeschränkte 
Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung, 
Unabhängigkeit, Souveränität, territoriale Integrität 
und freie innenpolitische Entwicklung die Grund- 
lage für Frieden und Wohlergehen der Völker Indo- 
chinas ist; 

ist bestürzt über die ungeheuren Opfer an Men- 
schenleben und Sachwerten, die von den Völkern 
Indochinas während der langjährigen bewaffneten 
Auseinandersetzung gebracht werden mußten; 

begrüßt das Pariser Abkommen vom Januar 1973 
sowie das Kommunique der vier Parteien vom 13. 
Juni 1973 über die Beendigung des Krieges und die 
Wiederherstellung des Friedens in Vietnam; 


begrüßt das Abkommen von Vientiane vom Fe- 
bruar 1973 über die Wiederherstellung des Friedens 
und die Verwirklichung der nationalen Eintracht in 
Laos; 

betont, daß die genaue Anwendung aller Bestim- 
mungen dieser Abkommen dem Frieden dient; 

ist besorgt über die Eskalation der Kriegshand- 
lungen in Kambodscha, 

1 . ersucht alle Regierungen und Parlamente um ihre 

aktive Unterstützung, damit 

— alle Artikel des Pariser Abkommens von 1973 
zur genauen, vollständigen und uneinge- 
schränkten Anwendung kommen; 

— das Abkommen von Vientiane vom Februar 
1973 uneingeschränkt eingehalten und ange- 
wandt wird; 

— der Frieden in Kambodscha wiederhergestellt 
wird; 

— Maßnahmen zur sofortigen Freilassung aller 
infolge des Konfliktes in Vietnam festgehal- 
tenen Personen, zur Sicherstellung der Ein- 
haltung der Menschenrechte und zur Rück- 
kehr der Flüchtlinge in ihre Häuser und in 
ihr Heimatland getroffen werden; 

— den Völkern Indochinas eine ausreichende 
Hilfe für den Wiederaufbau gewährt wird, die 
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allen Personen ohne Diskriminierung zur Ver- 
fügung stehen würde, um die vom Krieg ge- 
schlagenen Wunden zu heilen und die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung zu för- 
dern; 

2. fordert alle nationalen Gruppen der Interparia- j 
mentarischen Union auf, darauf zu achten, daß ! 

I 

das Pariser Abkommen über Vietnam und das | 


Abkommen von Vientiane über die Waffenruhe 
in Laos genau angewandt werden; 

3. verleiht der Hoffnung Ausdruck, daß es in Asien 
zu einer Verringerung der Spannungen kommt 
und daß alle Völker und Parlamente dieses Kon- 
tinentes alsbald im Hinblick auf die Schaffung 
eines Klimas der gegenseitigen Verständigung 
und des Friedens Zusammenarbeiten können. 


III. 

Die Lage im Nahen Osten 


Der Interparlamentarische Rat 

verweist auf die zahlreichen von den Vereinten 
Nationen und der Interparlamentarischen Union an- 
genommenen Entschließungen, in denen ein gerech- 
ter und dauerhafter Friede im Nahen Osten sowie 
der sofortige Rückzug der israelischen Streitkräfte 
aus allen gewaltsam besetzten arabischen Gebieten 
gefordert wird; 

spricht sich erneut für das natürliche Recht jedes 
Landes auf Wiedererlangung seiner besetzten Ge- 
biete durch alle ihm zur Verfügung stehenden Mit- 
tel aus; 

ist zutiefst davon überzeugt, daß eine dauerhafte 
Lösung der Konflikte im Nahen Osten nur auf der 
Grundlage der Achtung der nationalen Souveräni- 
tät, der territorialen Integrität und der politischen 
Unabhängigkeit aller Staaten dieses Gebietes sowie 
der legitimen Rechte des palästinensischen Volkes 
zu erreichen ist; 


ist der Auffassung, daß der vollständige Rückzug 
aller isrealischen Streitkräfte aus sämtlichen seit 
Juni 1967 besetzten Gebieten die Grundlage für Ver- 
handlungen im Hinblick auf einen dauerhaften und 
gerechten Frieden in diesem Gebiet bildet; 

1. ersucht alle Regierungen, von Handlungen abzu- 
sehen, durch die die Besetzung der arabischen 
Gebiete verlängert und somit die Suche nach 
einer friedlichen und gerechten Lösung erschwert 
würde; 

2. ersucht alle Parlamente und Regierungen, die 
strikte Anwendung der Entschließung des Sicher- 
heitsrates vom 22. Oktober 1973 und insbeson- 
dere die Bestimmungen über den Rückzug der 
israelischen Streitkräfte aus allen seit Juni 1967 
besetzten arabischen Gebieten aktiv zu unter- 
stützen, damit die Verhandlungen unverzüglich 
und gleichzeitig eingeleitet werden können. 


IV. 

Die gewaltsame Abschaffung der verfassungsmäßigen und demokratischen Institutionen 
und die Verletzung der Menschenrechte und Freiheiten in Chile 


Der Interparlamentarische Rat 

verweist auf die Ziele der Interparlamentarischen 
Union, die die Parlamentarier aus allen Ländern in 
gemeinsamer Handlung im Hinblick auf die Ein- 
richtung und Entwicklung repräsentativer Institutio- 
nen, die Erhöhung deren Ansehens sowie die För- 
derung und Festigung des internationalen Friedens 
und der Zusammenarbeit vereinen; 

stellt fest, daß kürzlich die verfassungsmäßige 
Regierung Chiles von der Militärjunta gewaltsam 
gestürzt wurde, die alle demokratischen Institutio- 
nen des Landes wie das Parlament, die politischen 
Parteien, die Gewerkschaften sowie die kommunale 


Autonomie und die Autonomie der Hochschulen ab- 
geschafft hat; 

ist zutiefst besorgt über die tragischen Ereignisse 
in Chile, die zum Tod des Präsidenten der Republik, 
Dr. Salvador Allende, führten; 

bedauert zutiefst die standrechtliche Hinrichtung 
von anderen Persönlichkeiten und von Hunderten 
von chilenischen Staatsbürgern sowie die Inhaftie- 
rung vieler Abgeordneter und die Abschaffung der 
repräsentativen Institutionen; 

ist äußerst bestürzt über die Abschaffung der Zei- 
tungen, die Verfolgung von Journalisten und die 
öffentliche Verbrennung von Büchern, die die öffent- 
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liehe Meinung in der Welt an ähnliche von bestimm- 
ten Ländern vor dem zweiten Weltkrieg ergriffene 
Maßnahmen erinnern; 

befürchtet, daß der Putsch neben anderen Folgen 
eine Umkehr der während der Präsidentschaft des 
verstorbenen Dr. Salvador Allende eingeleiteten 
Entwicklung in Richtung auf größere wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Fortschritte bewirkt; 

verweist auf den am 2. Oktober vom Präsidenten 
des Interparlamentarischen Rates, Andre Chander- 
nagor, an die chilenische Militärjunta gerichteten 
Appell; 

1. verurteilt nachdrücklich die von der chilenischen 
Militärjunta ergriffenen Maßnahmen und fordert 
die Wiederherstellung der verfassungsmäßigen 
Garantien sowie der repräsentativen Institutio- 
nen, die vor dem Putsch in diesem Lande seit 
Jahrzehnten bestanden haben; 

2. fordert den Schutz der Rechte aller Personen, ob 
Chilenen oder Ausländer, gemäß der Allgemei- 
nen Erklärung und den Internationalen Verträ- 
gen über die Menschenrechte, der Konvention 
und dem Protokoll über den Status von Flücht- 
lingen sowie anderen einschlägigen internatio- 
nalen Rechtsübereinkommen zur Garantie des 
Asylrechts, des sicheren Geleits und der mensch- 
lichen Behandlung oder Freilassung von Inhaf- 


tierten sowie die sofortige Einstellung der stand- 
rechtlichen Hinrichtungen; 

3. ersucht die Parlamente und Regierungen, von 
einer politischen, wirtschaftlichen und militäri- 
schen Unterstützung des Regimes in Chile so 
lange abzusehen, bis die demokratischen Insti- 
tutionen sowie die Achtung der Menschenrechte 
und Freiheiten wiederhergestellt worden sind; 

4. unterstützt die vom Internationalen Komitee des 
Roten Kreuzes und dem Hohen Kommissar für 
Flüchtlinge zugunsten von Personen, die wegen 
ihrer Meinung verfolgt werden, getroffenen Maß- 
nahmen; 

5. beschließt, so bald wie möglich eine Abordnung 
der Interparlamentarischen Union nach Chile zu 
entsenden, um festzustellen, unter welchen Be- 
dingungen die inhaftierten Parlamentarier gefan- 
gengehalten werden und beauftragt das Exeku- 
tivkomitee mit der Benennung der Mitglieder 
dieser Abordnung; 

6. ersucht die nationalen Gruppen, bei ihren jewei- 
ligen Parlamenten und Regierungen alle geeig- 
neten Maßnahmen zu ergreifen, damit diese ihren 
Einfluß im Hinblick auf die Anwendung der in 
dieser Entschließung enthaltenen Bestimmungen 
geltend machen. 


V. 


25. Jahrestag der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 


Der Interparlamentarische Rat 

erinnert daran, daß der 10. Dezember 1973 der 25. 
Jahrestag der Annahme der Allgemeinen Menschen- 
rechtserklärung durch die Vollversammlung der Ver- 
einten Nationen ist; 

stellt fest, daß in vielen Ländern die Menschen- 
rechte noch nicht eingehalten werden und daß die im 
Jahre 1966 angenommenen Internationalen Verträge 
über die Menschenrechte noch nicht in Kraft getre- 
ten sind; 

1. versichert bei diesem feierlichen Anlaß erneut, 


daß die Interparlamentarische Union an den in 
der Allgemeinen Erklärung enthaltenen Grund- 
sätzen festhält; 

2. fordert die nationalen Gruppen auf, ihren Ein- 
fluß bei ihren jeweiligen Parlamenten und Regie- 
rungen geltend zu machen, damit 

a) der 25. Jahrestag der Annahme der Allgemei- 
nen Menschenrechtserklärung in ihren Län- 
dern in geeigneter Weise sowie durch Ergrei- 
fung konkreter Maßnahmen gefeiert wird; 

b) die Ratifizierung der Internationalen Verträge 
über die Menschenrechte beschleunigt wird. 


VI. 


Das internationale Währungssystem 


Der Interparlamentarische Rat 

erkennt die Bedeutung der von den Mitgliedstaa- 
ten des Internationalen Währungsfonds (IMF) sowie 
von anderen Ländern unternommenen Bemühungen 
zur Änderung der Abkommen über die internatio- 
nalen Währungsbeziehungen; 


hält es für wünschenswert, die Konvertierbarkeit 
der Währungen in Primärreserven, insbesondere 
Gold und Sonderziehungsrechte (SZR), festzusetzen, 
und feste, aber anpassungsfähige Wechselkurse bei- 
zubehalten; 

hält es für notwendig, einen rechtzeitigeren und 
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wirksameren Ausgleich von Ungleichgewichten in 
den Zahlungsbilanzen vorzunehmen; 

erkennt, daß ein gesundes Weltwährungssystem 
wesentlich zu einem gesunden Welthandel beitragen 
wird; 

erkennt, daß eine Bekämpfung der Inflation in 
all ihren Formen auf nationaler wie internationaler 
Ebene zur Stabilität des Währungssystems beitragen 
wird; 

erkennt, daß Kapitaltransferierungen spekulativer 
Art zu Währungskrisen beitragen und einen Infla- 
tionsfaktor darstellen; 

ist der Auffassung, daß bei der Lösung aller Wäh- 
rungsprobleme die Interessen der Entwicklungslän- 
der berücksichtigt werden sollten; 

hält es für erforderlich, daß die Entwicklungs- 
länder sich aktiv an den Verhandlungen über die 
Reform des internationalen Währungssystems be- 
teiligen; 

hält es für erforderlich, Reformen auszuführen, 
die auf ein Währungs-, Handels- und Finanzsystem 
von weltweitem Nutzen abzielen; 

erkennt, daß jedes Land nur in Absprache mit an- 
deren Ländern und nicht einseitig Entscheidungen 
treffen sollte; 

erkennt, daß eine Stabilisierung der Marktpreise 
für Rohstoffe zu einem gewinnbringenden Preis eine 
Grundvoraussetzung für ein gesundes und leistungs- 
fähiges Währungssystem ist; 

1. appelliert an die Mitgliedstaaten des IMF und an 
alle anderen Länder, für alle akzeptable Maßnah- 
men anzunehmen, um ein Ungleichgewicht in der 
Zahlungsbilanz eines Landes zu vermeiden und 
gegebenenfalls zu korrigieren, wobei die Arbeit 
des Zwanziger Clubs des IMF berücksichtigt wer- 
den sollte, und die Bemühungen zur Herstellung 
eines gerechten und wirksamen Ausgleichs zu 
verstärken; 


2. schlägt vor, Schritte einzuleiten, um 

a) durch interne wie externe Maßnahmen das 
Gleichgewicht in der Zahlungsbilanz wieder- 
herzustellen; 

b) die Konvertierbarkeit der wichtigsten Wäh- 
rungen wiederherzustellen, wobei der Aus- 
gleich durch Primärreserven, insbesondere 
durch Gold und Sonderziehungsrechte, erreicht 
wird; 

c) störende Kapitaltransferierungen insbesonde- 
re spekulativer Art zu kontrollieren; 

d) die Inflation auf nationaler wie internationa- 
ler Ebene zu bekämpfen; 

3. empfiehlt die Einrichtung von wirksamen Kanä- 
len zwischen den Industrie- oder Überschußna- 
tionen und den Entwicklungs- oder Defizitlän- 
dern, um den Entwicklungsländern Kapital zur 
Verfügung zu stellen; 

4. appelliert an alle Parlamente und Regierungen, 
Schritte einzuleiten, damit die Entwicklungslän- 
der auch im internationalen Währungssystem in 
den Genuß der ihnen im internationalen Handel 
bereits zugestandenen Vorzugsbehandlung kom- 
men; 

5. empfiehlt, daß alle Parlamente und Regierungen, 
die die vorrangige Währungsfunktion der Son- 
derziehungsrechte anerkennen, die Anträge der 
Entwicklungsländer auf Erhöhung der Anzahl 
ihrer Quoten und Sonderziehungsrechte im 
Internationalen Währungsfonds unterstützen und 
eine Verbindung zwischen den Sonderziehungs- 
rechten und der Finanzierung der Entwicklung 
herstellen; 

6. schlägt vor, daß Lösungen zur Reform des inter- 
nationalen Währungssystems im Zwanziger Club 
des Internationalen Währungsfonds mit uneinge- 
schränkter Beteiligung aller Mitgliedstaaten an- 
genommen werden. 


VII. 

Die Entwicklung und Verstärkung der zwischenstaatlichen wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit im Interesse von Frieden und Sicherheit 


Der Interparlamentarische Rat 

geht von der Voraussetzung aus, daß die Ent- 
wicklung der internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wissenschaft und Technologie einen 
wichtigen Faktor bei der Herstellung von Beziehun- 
gen zwischen den einzelnen Staaten darstellt und 
dadurch wesentlich zur Erhaltung und Verstärkung 
von Frieden und Sicherheit in der Welt beiträgt; 

anerkennt, daß die wissenschaftliche und techno- 
logische Revolution infolge ihrer Auswirkungen auf 
alle Gebiete menschlicher Tätigkeit neue Möglich- 


keiten für wirtschaftliche und soziale Fortschritte 
biete; 

ist sich dessen bewußt, daß alle Länder ungeachtet 
ihrer sozialen und wirtschaftlichen Systeme und ihrer 
Entwicklungsstufe an einer internationalen wissen- 
schaftlichen und technologischen Zusammenarbeit 
zum gegenseitigen Nutzen teilnehmen können, wenn 
dabei die Souveränität aller beteiligten Staaten un- 
eingeschränkt geachtet bleibt; 

betont, daß die wachsende Lücke zwischen dem 
Umfang der wissenschaftlichen und technischen For- 
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schung und Anwendung in den Industrienationen 
und den Entwicklungsländern einerseits sowie zwi- 
schen ihren technologischen Entwicklungsstufen an- 
dererseits eine der Hauptursachen für die wachsen- 
de Lücke zwischen dem jeweiligen Lebensstandard 
der einzelnen Länder ist; 

stellt fest, daß die Regierungen sowohl einzeln 
als auch im Einvernehmen mit anderen Regierungen 
und internationalen Organisationen vordringlich 
Maßnahmen treffen sollten, um eine Politik und Pro- 
gramme zur Milderung der schwerwiegendsten Pro- 
bleme im Zusammenhang mit der Umweltverschlech- 
terung zu erarbeiten und auszuführen und um 
knappe Hilfsgüter auf die bestmögliche Weise zum 
Wohl der ganzen Menschheit zu verteilen; 

ist davon überzeugt, daß zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt kein Land in der Lage ist, selbständig die ge- 
samte Forschung und Entwicklung neuer Technolo- 
gien zu betreiben, um den zunehmenden Anforde- 
rungen der wirtschaftlichen und sozialen Entwick- 
lung genüge zu tun, sondern, daß jedes Land in 
diesem Bereich von einer internationalen Arbeits- 
abteilung profitieren kann und sollte; 

ist sich dessen bewußt, daß durch die Vielfalt, die 
Gründlichkeit und den Umfang der in bestimmten 
Industrienationen durchgeführten wissenschaftlichen 
und technologischen Forschung günstige Vorausset- 
zungen für eine beständige Erweiterung der inter- 
nationalen Zusammenarbeit und insbesondere für 
die Befriedigung der Bedürfnisse der Entwicklungs- 
länder geschaffen werden; 

1. appelliert an die Parlamente und Regierungen 
aller Länder der Welt im Hinblick auf die Schaf- 
fung einer besseren Atmosphäre des Vertrauens 
und des gegenseitigen Verständnisses zwischen 
den einzelnen Staaten sowie der Herstellung 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen allen 
Nationen im Interesse der Festigung von Frieden 
und Sicherheit: 

a) auf jede mögliche Weise die Entwicklung und 
Verstärkung der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wissenschaft und Technologie 
dadurch zu fördern, daß Wissenschaftler und 
wissenschaftliche Institutionen angeregt wer- 
den, folgende Möglichkeiten zu nutzen: 

— internationale wissenschaftliche Kongres- 
se, Konferenzen, Symposien und Seminare 
über bestimmte wissenschaftliche und tech- 
nologische Probleme; 

— bilaterale und multilaterale Kontakte zwi- 
schen führenden Industrieunternehmen, 
Organisationen und den mit der wissen- 
schaftlichen Forschung befaßten nationalen 
Forschungsinstituten (Wissenschaftsräte, 
wissenschaftliche Akademien usw.); 

— Zusammenarbeit zwischen nationalen wis- 
senschaftlichen und technologischen Ge- 
sellschaften sowie im Rahmen internatio- 
naler wissenschaftlicher Verbände; 

— direkte Verbindungen zwischen den mit 
der Forschung befaßten Bildungsanstalten 


(Universitäten und andere höhere Lehr- 
anstalten) ; 

b) eine aktivere Erschließung der nationalen 
Hilfsquellen und Bemühungen zur Entwick- 
lung des wissenschaftlichen und technologi- 
schen Potentials aller Länder zu fördern un- 
ter besonderer Berücksichtigung 

— der Verbesserung der Ausbildung des wis- 
senschaftlichen und technischen Personals, 

— der Verstärkung der Planungs- und Wis- 
senschaftspolitik auf nationaler Ebene, 

c) die Tätigkeit der UNESCO und anderer inter- 
nationaler Organisationen auf diesem Gebiet 
zu unterstützen; 

d) Maßnahmen zu ergreifen, die eine weltweite 
Aufteilung der sich aus bahnbrechenden Ent- 
wicklungen der Wissenschaft und Technik 
ergebenden Vorteile sicherstellen; 

e) neue internationale Gesetzesvorschriften für 
die Übertragung von technologischen Kennt- 
nissen einschließlich von Bestimmungen für 
die Handhabung dieser Übertragung zu erar- 
beiten; 

f) die Tätigkeiten der mit der Übertragung von 
technologischen Kenntnissen befaßten Gre- 
mien der Vereinten Nationen auf jede mög- 
liche Weise zu unterstützen-, 

g) im Bereich der Übertragung von technologi- 
schen Kenntnissen eine Vorzugsbehandlung 
für die Entwicklungsländer sicherzustellen; 

2. ersucht die Parlamente und Regierungen aller 
Länder, die von den einzelnen Sonderorganisa- 
tionen der Vereinten Nationen gebilligten Emp- 
fehlungen des Weltaktionsplans der Vereinten 
Nationen zur Anwendung der Wissenschaft und 
Technologie auf die Entwicklungspolitik so weit 
wie möglich zu berücksichtigen und zu ihrer 
Verwirklichung beizutragen; 

3. ersucht ferner die Parlamente und Regierungen 
aller Länder, sich vordringlich um eine baldige 
Verwirklichung der entsprechenden Bestimmun- 
gen der Internationalen Entwicklungsstrategie 
des Zweiten Entwicklungsjahrzehnts der Verein- 
ten Nationen sowie des Arbeitsprogramms der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Handel 
und Entwicklung (UNCTAD) im Bereich der Wis- 
senschaft und Technologie zu bemühen; 

4. appelliert an alle für bilaterale und multilaterale 
Beziehungen auf dem Gebiet der Wissenschaft 
und Technologie zuständigen nationalen und in- 
ternationalen Organisationen, ihre Zusammen- 
arbeit zu verstärken, damit alle Länder der Welt 
dank der gemeinsamen Bemühungen von den 
neuesten Erkenntnissen der Wissenschaft und 
Technologie profitieren und durch die Kombi- 
nation ihrer Kapazitäten konstruktiv zur Lösung 
der dringendsten internationalen Probleme bei- 
tragen können; 

5. fordert nachdrücklich die Überprüfung und wenn 
möglich die Beseitigung von politischen oder ver- 
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fahrensmäßigen Hindernissen im Wege der Über- 
tragung von technologischen Kenntnissen, sowie 
die Entwicklung von neuen oder verstärkten 
Mechanismen zur Vereinfachung dieser Übertra- 
gung auf die Entwicklungsländer einschließlich 
einer Internationalen Wissenschaftlichen Infor- 
mationsbehörde i 


6. empfiehlt, daß die Regierungen bei aller wissen- 
schaftlichen und technologischen Entwicklung 
sorgfältig deren Auswirkungen auf die mensch- 
liche Umwelt beachten und daß sich die Parla- 
mente diesbezüglich um die Einrichtung von 
staatlichen Stellen zur technologischen Bewer- 
tung bemühen. 


VIII. 


Maßnahmen zur wirksamen Anwendung der Charta 
der Vereinten Nationen und der internationalen 
Verträge über die Menschenrechte in den 
nidit-autonomen Gebieten 


Der Interparlamentarische Rat 

ist sich dessen bewußt, daß das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung einen der wichtigsten Grund- 
sätze des derzeitigen Völkerrechts dar stellt; 

verweist darauf, daß dieses Recht in den nicht- 
autonomen oder unter fremder Herrschaft stehenden 
Gebieten noch häufig verletzt wird; 

stellt fest, daß die Bevölkerung in diesen Gebie- 
ten somit gezwungen wird, ihr Recht auf Freiheit 
durch Anwendung von Gewalt wiederzugewinnen, 
was möglicherweise schwerwiegende und die inter- 
nationale Sicherheit und den Frieden bedrohende 
Konfrontationen zur Folge hat; 

stellt fest, daß die fremden Mächte gemäß dem, 
was sie als ihr Recht auf Vergeltung bezeichnen, 
manchmal Streifzüge ins Innere der benachbarten 
souveränen Staaten unternehmen, was langfristig 
gesehen zu schweren bewaffneten Konflikten füh- 
ren kann; 

verweist auf die von den Vereinten Nationen, 
von der Interparlamentarischen Union und von an- 
deren internationalen Organen unternommenen Be- 
mühungen, damit die Entschließungen betr. die Ent- | 
kolonialisierung und insbesondere die Erklärung 
von 1960 über die Gewährung der Unabhängigkeit j 
für Kolonialstaaten und -Völker verwirklicht werden ! 
können; i 

stellt mit Genugtuung die Verkündung des unab- j 
hängigen Staates der Republik Guinea-Bissau fest 
und hofft, daß das Parlament dieses Staates so bald 
wie möglich in der Interparlamentarischen Union 
vertreten sein wird; 

ist bestürzt über die beständige Weigerung der 
rassistischen und kolonialistischen Unterdrücker- 
regime, in den von ihnen beherrschten Gebieten das 
Recht der Völker auf Selbstbestimmung anzuerken- 
nen und zu achten; 

ist bestürzt über die negative Einstellung gewis- 


ser Länder zur Durchführung der Entschließungen 
des Sicherheitsrates und der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen betr. die Entkolonialisierung, 
den Rassismus und die Selbstbestimmung sowie über 
die den rassistischen und kolonialistischen Unter- 
drück erregimen gewährte materielle und wirtschaft- 
liche Unterstützung; 

bedauert es, daß die von den Vereinten Nationen 
auf diesem Gebiet beschlossenen Sanktionen nicht 
angewandt werden; 

verurteilt die Verschärfung der Diskriminierungen 
und des mannigfachen Drucks gegen Völker unter 
fremder Herrschaft sowie die polizeilichen und mili- 
tärischen Maßnahmen, die gegen die für ihre Frei- 
heit und Unabhängigkeit kämpfenden Völker gerich- 
tet sind; 

ist davon überzeugt, daß den Völkern, die weiter- 
hin unter Kolonial- oder Fremdherrschaft leben müs- 
sen, vordringlich Beistand geleistet werden sollte; 

1. erklärt, daß die Verwirklichung des Rechts der 
Völker auf Selbstbestimmung sowie die unein- 
geschränkte und rasche Verwirklichung der Er- 
klärung über die Gewährung der Unabhängig- 
keit für Kolonialvölker und -Staaten erforderlich 
sind, um in den nicht-autonomen oder unter 
fremder Herrschaft stehenden Gebieten die Men- 
schenrechte wiederherzustellen; 

2. appelliert an alle Parlamente, ihren Einfluß bei 
ihren Regierungen geltend zu machen, damit auf 
die rassistischen und kolonialistischen Unter- 
drückerregime Druck mit dem Ziel ausgeübt 
wird, daß sie die Entschließungen der Ver- 
einten Nationen betr. die Verwirklichung des 
Rechts auf Selbstbestimmung annehmen und al- 
len Formen der Verletzung der Menschenrechte 
ein Ende setzen und somit dahin gebracht wer- 
den, mit den Befreiungsbewegungen auf der 
Grundlage des unveräußerlichen Rechts auf 
Selbstbestimmung, Freiheit und Unabhängigkeit 
zu verhandeln; 
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3. ersucht die Parlamente, mit Hilfe solcher Organe 
wie die gewerkschaftlichen, religiösen, sozialen, 
beruflichen und bürgerrechtlichen Organisationen, 
den Jugendgruppen und den Frauenverbänden 
eine Informationstätigkeit einzuleiten, die darauf 
abzielt, der Öffentlichkeit jedes Landes die ver- 
hängnisvollen Konsequenzen des Rassismus, der 
Apartheid und des Kolonialismus zu verdeut- 
lichen; 

appelliert an alle Parlamente und Regierungen, 

a) die von den Vereinten Nationen für die Be- 
freiungsbewegungen als den rechtmäßigen Ver- 
tretern der Bevölkerung der unter Kolonial- 
oder Fremdherrschaft stehenden Gebiete geplan- 
te Unterstützung zu gewähren; 


b) den Flüchtlingen aus diesen Gebieten jede denk- 
bare Hilfe zu gewähren; 

c) an den Aktivitäten des UN- Jahrzehnts für die 
Bekämpfung des Rassismus und der Rassendiskri- 
minierung teilzunehmen und die Vorbereitung 
einer Konvention über die Apartheid als Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit zu unterstüt- 
zen; 

d) so schnell wie möglich festzulegen, wie sie die 
in der Charta und den Entschließungen der Ver- 
einten Nationen verankerten Verpflichtungen 
betr. die Wahrung des Völkerrechts in den nicht- 
autonomen oder unter Fremdherrschaft stehen- 
den Gebieten sowie betr. das Recht der Völker 
auf Selbstbestimmung, auf Unabhängigkeit und 
auf Souveränität zu erfüllen gedenken. 



